
WIE VIELE FAHRRAD ABSTELLPLÄTZE 
SIND MINDESTENS GEFORDERT? 
ÜBERSICHT NACH BUNDESLÄNDERN:  

Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Baden- 
Württemberg

LBO BW §35 (4),  
§37 (1)

§35 (4) Für jede Wohnung sind zwei geeignete wettergeschützte Fahrrad-Stellplätze 
 herzustellen (notwendige Fahrrad-Stellplätze), es sei denn, diese sind nach Art, Größe oder 
Lage der Wohnung nicht oder nicht in dieser Anzahl erforderlich. In Gebäuden mit mehr als  
zwei Wohnungen müssen zur gemeinschaftlichen Benutzung zur Verfügung stehen 

§37 (1) Bei der Errichtung von Gebäuden mit Wohnungen ist für jede Wohnung ein geeigneter 
Stellplatz für Kraftfahrzeuge herzustellen (notwendiger Kfz-Stellplatz). Bei der Errichtung  
sonstiger baulicher Anlagen und anderer Anlagen, bei denen ein Zu- und Abfahrtsverkehr 
zu erwarten ist, sind notwendige Kfz-Stellplätze in solcher Zahl herzustellen, dass sie für die 
ordnungsgemäße Nutzung der Anlagen unter Berücksichtigung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs ausreichen. Statt notwendiger Kfz-Stellplätze ist die Herstellung notwendiger 
 Garagen zulässig; nach Maßgabe des Absatzes 8 können Garagen auch verlangt werden.  
Bis zu einem Viertel der notwendigen Kfz-Stellplätze nach Satz 2 kann durch die Schaffung 
von Fahrrad-Stellplätzen ersetzt werden. Dabei sind für einen Kfz-Stellplatz vier Fahrrad-
Stellplätze herzustellen; eine Anrechnung der so geschaffenen Fahrrad-Stellplätze auf die 
Verpflichtung nach Absatz 2 erfolgt nicht.

Bayern BayBO Art. 46 (2), 
Art. 81 (1.4)

Art. 46 (2) Für Gebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind für jede Wohnung ein ausreichend 
 großer Abstellraum und, soweit die Wohnungen nicht nur zu ebener Erde liegen, leicht  
erreichbare und gut zugängliche Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder und Mobilitäts-
hilfen erforderlich. 

Art. 81 (1) Die Gemeinden können durch Satzung im eigenen Wirkungskreis örtliche Bauvor-
schriften erlassen  
4. über Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge und der Abstellplätze 
für Fahrräder, einschließlich des Mehrbedarfs bei Änderungen und Nutzungsänderungen der 
Anlagen sowie die Ablösung der Herstellungspflicht und die Höhe der Ablösungsbeträge, die 
nach Art der Nutzung und Lage der Anlage unterschiedlich geregelt werden kann.

Berlin BauO Bln §48 (2),  
§49 (2, 3)

§48 (2) ¹In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind  
1. von den öffentlichen Verkehrsflächen und von barrierefreien Wohnungen nach § 50 Absatz 1  
aus barrierefrei erreichbare und nutzbare Abstellräume für Rollstühle, Rollatoren, Kinderwagen 
und Fahrräder in ausreichender Größe und  
2. für jede Wohnung ein ausreichend großer Abstellraum herzustellen. ²Abstellräume nach 
Nummer 1 dürfen auch außerhalb des Gebäudes in zumutbarer Entfernung auf dem Bau-
grundstück hergestellt werden. 

§49 (2) ¹Bei der Errichtung von baulichen Anlagen, die Fahrradverkehr erwarten lassen, sind 
Abstellplätze für Fahrräder in ausreichender Anzahl und Größe herzustellen. ²Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. ³Die Abstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf den davor gelege-
nen öffentlichen Flächen zu schaffen.  
(3) ¹Die Herstellung der Abstellplätze für Fahrräder nach Absatz 2 darf auch durch Zahlung 
eines Ablösebetrages vor Baubeginn erfüllt werden. ²Die für das Bauwesen zuständige Senats-
verwaltung erlässt durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Höhe der Ablösebeträge. ³Die 
Ablösebeträge dürfen 90 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten unter Berücksich-
tigung anteiliger Grundstücksflächen nicht übersteigen. 4Die Ablösebeträge sind ausschließlich 
für den Bau von Fahrradabstellplätzen im Bereich von öffentlichen Verkehrsflächen oder 
anderen geeigneten Grundstücksflächen zu verwenden.

Brandenburg BbgBO §41 (5),  
§43 (7),  
§81 (5)

§41 (5) Wohngebäude müssen über einen leicht erreichbaren und gut zugänglichen Abstell-
raum für Kinderwagen, Rollstühle und Fahrräder sowie über leicht erreichbare und wit-
terungsgeschützte Abstellplätze für Fahrräder verfügen. Dies gilt nicht für Wohngebäude 
geringer Höhe. 

§43 (7) Für Abstellplätze für Fahrräder gelten die Absätze 1, 2 und 6 entsprechend. 

§81 (5) Die Gemeinde kann örtliche Bauvorschriften über notwendige Fahrradabstellplätze 
erlassen. Sie kann dabei die Zahl der erforderlichen Fahrradabstellplätze nach Art und Maß 
der Nutzung festsetzen, die Größe, die Lage und die Ausstattung dieser Abstellplätze festlegen.

Unser gesamtes Sortiment finden Sie online: www.ziegler-metall.de | info@ziegler-metall.de
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Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Bremen BremLBO §48 (2),  
§49 (1, 2)

§48 (2) In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut zugäng-
liche Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder und Rollstühle sowie für jede Wohnung ein  
ausreichend großer Abstellraum herzustellen. 

§49 (1) Die notwendigen Stellplätze sowie die notwendigen Fahrradabstellplätze  
(§ 85 Abs. 1 Nr. 4) sind auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer Entfernung davon auf 
einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-
rechtlich gesichert wird; § 48 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag für die Ablösung von Stellplätzen und Fahrradabstell-
plätzen zu verwenden für 
1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Moderni-
sierung bestehender Parkeinrichtungen, 
2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr, einschließlich  
investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Hamburg HBauO §45 (2) §45 (2) Jede Wohnung muss Abstellraum von mindestens 6 m² Grundfläche haben. In Wohn
gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind durch Erweiterung der Grundfläche nach Satz 1 um 
2 m² oder durch gesonderte Abstellräume leicht erreichbare und gut zugängliche Möglichkeiten 
zum Abstellen für Kinderwagen und Fahrräder herzustellen. Die Grundfläche des gesonderten 
Abstellraumes nach Satz 2 muss 2 m² je Wohnung, mindestens jedoch 10 m² betragen. 

Hamburg HBauO §48 (1, 2, 3) §48 (1) Werden bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu- und Abfahrtsver-
kehr zu erwarten ist, errichtet, sind Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie Fahrradplätze auf 
dem Grundstück oder, durch Baulast gesichert, auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe 
in geeigneter Beschaffenheit herzustellen oder nachzuweisen (notwendige Stellplätze und 
notwendige Fahrradplätze). Ihre Zahl und Größe richtet sich nach Art und Zahl der vorhan-
denen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder der ständigen Benutzerinnen und 
Benutzer und Besucherinnen und Besucher der Anlagen. Bei Änderungen der Anlage und bei 
Änderung der Nutzung, die nach Maßgabe des Satzes 2 zu Änderungen in Zahl und Größe 
der notwendigen Stellplätze und notwendigen Fahrradplätze führen, sind nur Stellplätze und 
Fahrradplätze für den Mehrbedarf als Folge der Änderungen herzustellen.  
(2) Die Unterbringung von Kinderspielflächen sowie von notwendigen Fahrradplätzen auf 
dem Grundstück hat Vorrang vor der Unterbringung von Stellplätzen.  
(3) Notwendige Stellplätze und notwendige Fahrradplätze dürfen nicht für andere als den 
dafür vorgesehenen Zweck benutzt werden. Einzelne Stellplätze in vorhandenen Garagen  
dürfen als Fahrradplätze genutzt werden.

Hessen HBO §43 (4),  
§44 (1.1-7)

§43 (4) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen sind leicht erreichbare und gut zugäng-
liche Abstellräume für Kinderwagen und Fahrräder sowie für jede Wohnung ein ausreichend 
großer Abstellraum herzustellen. 

§44 (1) ¹Die Gemeinden legen unter Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnisse 
fest, ob und in welchem Umfang bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
baulichen oder sonstigen Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, 
geeignete Garagen oder Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellplätze für Fahrräder errich-
tet werden müssen, um den Erfordernissen des ruhenden Verkehrs zu genügen (notwendige 
Garagen, Stellplätze und Abstellplätze). ²Sie können insoweit durch Satzung regeln  
1. die Herstellungspflicht bei Errichtung der Anlagen,  
2. die Herstellungspflicht des Mehrbedarfs bei Änderungen oder Nutzungsänderungen der 
Anlagen,  
3. die Beschränkung der Herstellungspflicht auf genau begrenzte Teile des Gemeindegebietes 
oder auf bestimmte Fälle 
4. den vollständigen oder teilweisen Verzicht auf die Herstellung von notwendigen Garagen 
oder Stellplätzen, soweit der Stellplatzbedarf  
a) durch besondere Maßnahmen verringert wird oder  
b) durch nachträglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen entsteht,  
5. die Einschränkung oder Untersagung der Herstellung von notwendigen oder nicht notwendigen 
Garagen oder Stellplätzen, soweit Gründe des Verkehrs oder städtebauliche Gründe dies erfordern,  
6. die Verbindlichkeit bestimmter Konstruktionen von notwendigen oder nicht notwendigen 
Garagen oder Stellplätzen,  
7. die Ablösung der Herstellungspflicht in den Fällen der Nr. 1 bis 3 durch Zahlung eines in der 
Satzung festzulegenden Geldbetrages an die Gemeinde.  
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Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Hessen HBO §44 (3)  
§81 (1.4)

(3) ¹Notwendige Stellplätze, Garagen und Abstellplätze dürfen nicht zweckentfremdet werden.                                         
2 Sie dürfen Dritten zum Abstellen von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern überlassen werden, 
solange sie zum Abstellen der vorhandenen Kraftfahrzeuge und Fahrräder der Personen, die 
die Anlage ständig benutzen und sie besuchen, nicht benötigt werden. 

§81 (1) ¹Die Gemeinden können durch Satzung Vorschriften erlassen über  
4. die Ausstattung, Gestaltung, Größe und Zahl der Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie der 
Abstellplätze für Fahrräder

Mecklenburg-
Vorpommern

LBauO M-V §48 (2),  
§49 (1)

§48 (2) In Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 mit Wohnungen sind leicht erreichbare und 
gut zugängliche Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder und Mobilitätshilfen sowie für jede 
Wohnung ein mindestens 5m² großer Abstellraum herzustellen. Liegt der Abstellraum für eine 
Wohnung außerhalb der Wohnung, muss zusätzlich innerhalb der Wohnung eine Abstellfläche 
von mindestens 1 m² hergestellt werden.  

§49 (1) Die notwendigen Stellplätze und Garagen sowie Abstellmöglichkeiten für Fahrräder 
(§ 86 Absatz 1 Nummer 4) sind auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer Entfernung davon 
auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-
rechtlich gesichert wird.

Niedersachsen NBauO §44 (4),  
§48 (1, 2)

§44 (4) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen oder auf dem Baugrundstück solcher 
Gebäude muss  
1. leicht erreichbarer und gut zugänglicher Abstellraum für Rollatoren, Kinderwagen und  
Fahrräder sowie  
2. Abstellraum für jede Wohnung in ausreichender Größe zur Verfügung stehen. 

§48 (1) Für bauliche Anlagen, die einen Zu- und Abgangsverkehr mit Fahrrädern erwarten 
lassen, ausgenommen Wohnungen, müssen Fahrradabstellanlagen in solcher Größe zur 
Verfügung stehen, dass sie die vorhandenen oder zu erwartenden Fahrräder der ständigen 
Benutzerinnen und Benutzer und der Besucherinnen und Besucher der Anlagen aufnehmen 
können. Fahrradabstellanlagen nach Satz 1 müssen leicht erreichbar und gut zugänglich 
sein. 3 § 47 Abs. 4 Satz 1 gilt sinngemäß. 
(2) Fahrradabstellanlagen brauchen für Besucherinnen und Besucher der Anlagen nicht 
errichtet zu werden, wenn dies nicht oder nur unter außergewöhnlichen Schwierigkeiten auf 
dem Baugrundstück möglich ist.

Nordrhein-
Westfalen

BauO NRW §49 (5),  
§51 (1, 3)

§49 (5) Für Gebäude mit Wohnungen in den Obergeschossen sollen leicht erreichbare und 
zugängliche Abstellräume für Kinderwagen und Fahrräder sowie für Rollstühle, Gehwagen 
und ähnliche Hilfsmittel hergestellt werden. 

§51 (1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen und anderen Anlagen, bei denen ein Zu- 
und Abgangsverkehr zu erwarten ist, müssen Stellplätze oder Garagen hergestellt werden, 
wenn und soweit unter Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnisse und des  
öffentlichen Personenverkehrs zu erwarten ist, dass der Zu- und Abgangsverkehr mittels  
Kraftfahrzeug erfolgt (notwendige Stellplätze und Garagen). Hinsichtlich der Herstellung von 
Fahrradabstellplätzen gilt Satz 1 sinngemäß. Es kann gestattet werden, dass die notwen-
digen Stellplätze oder Garagen innerhalb einer angemessenen Frist nach Fertigstellung der 
Anlagen hergestellt werden.  
(3) Die Stellplätze und Garagen sind auf dem Baugrundstück oder in der näheren Umgebung 
davon auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck 
öffentlich-rechtlich gesichert ist. Die Bauaufsichtsbehörde kann, wenn Gründe des Verkehrs 
dies erfordern, im Einzelfall bestimmen, ob die Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf 
einem anderen Grundstück herzustellen sind. Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrund-
stück herzustellen.

Unser gesamtes Sortiment finden Sie online: www.ziegler-metall.de | info@ziegler-metall.de
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Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Nordrhein-
Westfalen

BauO NRW §51 (4, 8, 9) §51 (4) Die Gemeinde kann für abgegrenzte Teile des Gemeindegebietes oder bestimmte Fälle 
durch Satzung bestimmen, dass  
1. notwendige Stellplätze oder Garagen sowie Abstellplätze für Fahrräder bei bestehenden 
baulichen Anlagen herzustellen sind, soweit die Sicherheit oder Ordnung des öffentlichen Ver-
kehrs oder die Beseitigung städtebaulicher Missstände dies erfordert,  
2. die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen untersagt oder eingeschränkt wird, soweit 
Gründe des Verkehrs, insbesondere die Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, städte-
bauliche Gründe oder der Schutz von Kindern dies rechtfertigen.  
(8) Notwendige Stellplätze, Garagen und Fahrradabstellplätze dürfen nicht zweckentfrem-
det werden. Sie dürfen Personen, die nicht Nutzer oder Besucher der Anlage nach Absatz 
1 Satz 1 sind, nur dann und lediglich zum Abstellen von Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern 
vermietet oder sonst überlassen werden, wenn und solange sie nicht für Nutzer und Besucher 
benötigt werden.        
(9) Werden in einem Gebäude, das vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt war, Wohnungen 
durch Ausbau des Dachgeschosses geschaffen, so brauchen notwendige Stellplätze und Gara-
gen entsprechend Absatz 2 nicht hergestellt zu werden, soweit dies auf dem Grundstück nicht 
oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist.

Rheinland-
Pfalz

LBO RLP §44 (4),  
§47 (1)

§44 (4) Für Gebäude mit Wohnungen über dem zweiten Geschoss über der Geländeoberfläche 
sollen leicht erreichbare und stufenlos zugängliche Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder 
und Rollatoren hergestellt werden; § 51 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§47 (1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zugangs- oder Abgangsver-
kehr zu erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn Stellplätze in ausreichender Zahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stellplätze). Ihre 
Zahl und Größe richtet sich nach Art und Zahl der vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahr-
zeuge der Benutzerinnen und Benutzer sowie der Besucherinnen und Besucher der Anlagen; 
dabei ist die Möglichkeit der Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel zu berücksichti-
gen. Statt der Stellplätze können Garagen hergestellt werden. Die Herstellung von Garagen 
anstelle von Stellplätzen kann verlangt werden, wenn die in Absatz 7 genannten Erfordernisse 
dies gebieten. Es kann zugelassen werden, dass die notwendigen Stellplätze oder Garagen 
innerhalb einer angemessenen Frist nach Fertigstellung der Anlagen hergestellt werden. 
Abstellplätze für Fahrräder sind herzustellen, soweit ein Zugangs- und Abgangsverkehr mit 
Fahrrädern zu erwarten ist und Bedürfnisse des Verkehrs es erfordern; die Absätze 2, 3 und 9 
gelten entsprechend.

Rheinland-
Pfalz

LBO RLP §47 (2, 3, 6) 
§88 (3.4)

§47 (2) Werden bauliche Anlagen oder andere Anlagen, bei denen ein Zugangs- oder 
Abgangsverkehr zu erwarten ist, geändert oder ändert sich ihre Benutzung, so sind Stellplätze 
in solcher Zahl und Größe herzustellen, dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwar-
tenden Kraftfahrzeuge aufnehmen können. Dies gilt nicht, wenn Wohnraum in Gebäuden, 
deren Fertigstellung mindestens zwei Jahre zurückliegt, durch Wohnungsteilung, Änderung 
der Nutzung, Aufstocken oder durch Ausbau des Dachgeschosses geschaffen wird und die 
Herstellung von Stellplätzen oder Garagen auf dem Grundstück nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten möglich ist; Absatz 4 ist in diesen Fällen nicht anwendbar.  
(3) Die Stellplätze oder Garagen sind auf dem Grundstück oder, sofern öffentlich-rechtlich 
gesichert, auf einem in zumutbarer Entfernung liegenden anderen Grundstück herzustellen. 
Die Bauaufsichtsbehörde kann, wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, im Einzelfall bestim-
men, ob die Stellplätze oder Garagen auf dem zu bebauenden Grundstück oder einem ande-
ren Grundstück herzustellen sind. 
(6) Stellplätze und Garagen müssen von den öffentlichen Verkehrsflächen aus sicher und auf 
möglichst kurzem Weg zu erreichen sein; es kann gefordert werden, dass Hinweise angebracht 
werden. 

§88 (3) Die Gemeinden können ferner für abgegrenzte Teile des Gemeindegebiets oder für 
bestimmte Fälle durch Satzung  
4. die Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder verlangen, wenn Bedürfnisse des Verkehrs 
dies erfordern; die erforderliche Größe, die Lage, die Ausstattung und die Anzahl der unterzu-
bringenden Fahrräder können in der Satzung festgelegt werden.
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Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Saarland LBO §46 (3),  
§47 (4, 8), 
§85 (1.3, 7)

§46 (3) Für Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen sind leicht erreichbare und gut zugängli-
che Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder, Kinderspielgeräte und Rollstühle sowie für jede 
Wohnung ein ausreichend großer Abstellraum herzustellen. 

§47 (4) Für die Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder gilt Absatz 1 Satz 1 bis 3 sinn-
gemäß. Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück herzustellen. Die Pflicht zur 
Herstellung von Fahrradabstellplätzen entfällt bei Wohnungen, soweit die Herstellung von 
Fahrradabstellplätzen für Besucherinnen und Besucher auf dem Baugrundstück nicht oder 
nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist.  
(8) Notwendige Stellplätze, Garagen und Fahrradabstellplätze dürfen nicht zweckentfrem-
det benutzt werden. 

§85 (1) 3. die Gestaltung, Begrünung und Bepflanzung der Gemeinschaftsanlagen, der Lager-
plätze, der Stellplätze und der Abstellplätze für Fahrräder, der Standplätze für Abfall- und 
Wertstoffbehälter, der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke, die Begrünung bauli-
cher Anlagen, der Spielplätze sowie der Camping-, Zelt- und Wochenendplätze; dabei kann 
bestimmt werden, dass Vorgärten nicht als Stellplätze, als Abstell- oder als Lagerplätze oder 
als Arbeitsflächenhergerichtet oder benutzt werden dürfen  
7. die Herstellungspflicht von Stellplätzen oder Garagen sowie von Abstellplätzen für Fahr-
räder für bestehende bauliche Anlagen in genau abgegrenzten Teilen des Gemeindegebiets, 
wenn die Bedürfnisse des ruhenden oder fließenden Verkehrs oder die Beseitigung städtebau-
licher Missstände dies erfordern

Sachsen SächsBO §48 (2),  
§49 (1)

§48 (2) In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut 
zugängliche Abstellräume für Kinderwagen und Fahrräder sowie für jede Wohnung ein aus-
reichend großer Abstellraum herzustellen 

§49 (1) Für Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr von Kraftfahrzeugen zu erwar-
ten ist, sind Stellplätze und Garagen in dem erforderlichen Umfang auf dem Baugrundstück 
oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen 
Benutzung für diesen Zweck rechtlich gesichert wird (notwendige Stellplätze). Abstellmöglich-
keiten für Fahrräder sind für Wohngebäude mit mehr als sechs Wohneinheiten zu schaffen 
sowie für Sonderbauten, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr von Fahrrädern zu erwarten 
ist. Die Zahl, Größe und Beschaffenheit der notwendigen Stellplätze einschließlich des Mehrbe-
darfs bei Änderungen und Nutzungsänderungen der Anlagen ist zu bestimmen unter Berück-
sichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Bedürfnisse des ruhenden Verkehrs 
sowie der Erschließung durch Einrichtungen des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Sachsen-
Anhalt

BauO LSA §47 (2),  
§48 (1)

§47 (2) In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut 
zugängliche Abstellräume für Kinderwagen und Fahrräder sowie für jede Wohnung ein aus-
reichend großer Abstellraum herzustellen. 

§48 (1) Werden bauliche Anlagen errichtet, bei denen ein Zugangs- und Abgangsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern zu erwarten ist, sind Stellplätze für Kraftfahrzeuge (notwen-
dige Stellplätze) sowie Abstellplätze für Fahrräder auf dem Baugrundstück oder in zumut-
barer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstück, dessen Nutzung für diesen Zweck 
öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustellen, soweit dies durch eine örtliche Bauvorschrift 
nach § 85 Abs. 1 Satz 4 bestimmt ist. Bei Änderungen oder bei Änderungen der Nutzung 
baulicher Anlagen dürfen nur Stellplätze für den Mehrbedarf verlangt werden. Die Flächen für 
notwendige Stellplätze können auch in Garagen angeordnet werden.

Schleswig-
Holstein

LBO §49 (2) §49 (2) Jede Wohnung muss über Abstellraum von mindestens 6 m² verfügen; davon muss 
mindestens 1 m² Abstellfläche innerhalb der Wohnung liegen. In Wohngebäuden der Gebäu-
deklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut zugängliche abschließbare Abstellräume für 
Kinderwagen, Fahrräder sowie abgetrennt auch für Rollstühle und Mobilitätshilfen herzustel-
len. Sie sind auch ebenerdig in der Abstandfläche von Gebäuden zulässig.

Unser gesamtes Sortiment finden Sie online: www.ziegler-metall.de | info@ziegler-metall.de
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Bundesland Landes 
bauordnung 
(LBO)

Paragraph § § Paragraph

Schleswig-
Holstein

LBO §50(1) §50 (1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu oder Abgangsverkehr zu 
erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn Stellplätze oder Garagen in ausreichender 
Größe und in geeigneter Beschaffenheit (notwendige Stellplätze oder Garagen) sowie Abstell-
anlagen für Fahrräder hergestellt werden. Ihre Anzahl und Größe richtet sich nach Art und 
Anzahl der tatsächlich vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder der 
ständigen Benutzerinnen und Benutzer und der Besucherinnen und Besucher der Anlagen. 
Wird die Anzahl durch eine örtliche Bauvorschrift nach § 84 Absatz 4 Nummer 8 festgelegt, ist 
diese maßgeblich. Es kann gestattet werden, dass die notwendigen Stellplätze oder Garagen 
sowie die Abstellanlagen für Fahrräder innerhalb einer angemessenen Frist nach Fertigstellung 
der Anlage im Sinne des Satzes 1 hergestellt werden. Mit Einverständnis der Gemeinde kann 
ganz oder teilweise auf die Herstellung von Stellplätzen und Garagen und die Zahlung eines 
Geldbetrages zur Ablösung verzichtet werden. Das gilt insbesondere dann, wenn eine günstige 
Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr besteht oder ausreichende  
Fahrradwege vorhanden sind oder die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum, die im 
öffentlichen Interesse liegt, erschwert oder verhindert würde. Stellplätze, Garagen oder  
Abstellanlagen für Fahrräder können mit Einverständnis der Gemeinde in allen Baugebieten 
für verschiedene Vorhaben mehrfach genutzt werden, wenn sich ihre Nutzungszeiten nicht 
überschneiden und deren Zuordnung zu den Vorhaben öffentlich-rechtlich gesichert ist.

Schleswig-
Holstein

LBO §50 (3, 5) §50 (3) Für bestehende bauliche Anlagen und sonstige Anlagen kann die Bauaufsichtsbe-
hörde im Einzelfall die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen sowie Abstellanlagen für 
Fahrräder fordern, wenn dies im Hinblick auf die Art und Anzahl der Kraftfahrzeuge und der 
Fahrräder der ständigen Benutzerinnen und ständigen Benutzer und der Besucherinnen und 
Besucher der Anlage aus Gründen der Sicherheit des Verkehrs geboten ist. Die hierfür benötig-
ten Flächen müssen in geeigneter Lage und Größe auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer 
Entfernung davon vorhanden sein oder durch zumutbare Maßnahmen frei und zugänglich 
gemacht werden können. Die Gemeinde kann durch örtliche Bauvorschrift bestimmen,  
dass in genau abgegrenzten Teilen des Gemeindegebietes Stellplätze oder Garagen sowie 
Abstell anlagen für Fahrräder für bestehende bauliche Anlagen herzustellen sind, wenn die 
Bedürfnisse des ruhenden oder fließenden Verkehrs dies erfordern.  
(5) Die Stellplätze und Garagen sowie Abstellanlagen für Fahrräder sind auf dem Baugrund-
stück herzustellen; die Stellplätze und Garagen dürfen auch in zumutbarer Entfernung vom 
Baugrundstück, die Abstellanlagen für Fahrräder in unmittelbarer Nähe auf einem geeigneten 
Grundstück hergestellt werden, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesi-
chert wird. Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze kann mit Einverständnis 
der Gemeinde auch durch Zahlung eines Geldbetrages erfüllt werden; Absatz 6 Satz 3 und 4 
gilt entsprechend. Die Bauaufsichtsbehörde kann, wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, 
im Einzelfall bestimmen, dass die Stellplätze oder Garagen sowie Abstellanlagen für  
Fahrräder auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustellen sind.  
Die Gemeinde kann durch örtliche Bauvorschrift für genau abgegrenzte Teile des Gemeinde
gebietes die Herstellung von Stellplätzen und Garagen untersagen oder einschränken, wenn 
und soweit Gründe des Verkehrs, städtebauliche Gründe oder Gründe des Umweltschutzes 
dies erfordern.

Schleswig-
Holstein

LBO §50 (8) §50 (8) Stellplätze, Garagen, Abstellanlagen für Fahrräder und ihre Nebenanlagen müssen 
überschaubar und verkehrssicher sein; Stellplätze und Garagen müssen entsprechend dem 
Gefährlichkeitsgrad der Treibstoffe, der Anzahl und Art der abzustellenden Kraftfahrzeuge dem 
Brandschutz genügen. Abfließende Treib und Schmierstoffe müssen unschädlich beseitigt  
werden können. Garagen und ihre Nebenanlagen müssen zu lüften sein.

Thüringen ThürBO §48 (2),  
§49 (5)

§48 (2) Für Wohngebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut 
zugängliche Abstellräume für Kinderwagen und Fahrräder sowie für jede Wohnung ein  
ausreichend großer Abstellraum herzustellen. 

§49 (5) Ist nach der Art oder Nutzung einer Anlage mit einem erheblichen Zu- oder Abgangs-
verkehr mit Fahrrädern zu rechnen, sind geeignete Abstellmöglichkeiten für Fahrräder in 
dem erforderlichen Umfang herzustellen.

| Fachberatung:  Free Call 0800 100 49 01 | Free Fax  0800 288 63 50
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